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A. Das Spannungsverhältnis zwischen dezentraler Regelset-
zung und zentraler (Mit)Verantwortung 

 
Die Finanzlage der Kommunen gerät zunehmend in den Blick der öffentlichen De-
batte, geht es doch letztlich um die Zukunft des Zusammenwirkens der verschie-
denen Ebenen im Bundesstaat. Dabei werden mit Verweis auf teilweise ange-
spannte kommunale Finanzlagen Forderungen nach einem größeren Engagement 
des Bundes hinsichtlich der Finanzausstattung der Kommunen erhoben.4 Die 
Kommunen sind im dualistischen Staatsaufbau der Bundesrepublik Bestandteil der 
Länder.5 Artikel 28 Abs. 2 und 3 des Grundgesetzes verpflichten den Bund zu ge-
währleisten, dass die verfassungsmäßigen Ordnungen der Länder den Kommunen 
den Handlungsfreiraum gewähren, Angelegenheiten der örtlichen Gemeinschaft in 
eigener Verantwortung zu regeln. Diese grundgesetzlich abgesicherte, kommunale 
Selbstverwaltungsgarantie umfasst ausdrücklich die finanzielle Eigenverantwor-
tung der kommunalen Ebene. Voraussetzung für diese Eigenverantwortung ist eine 
den Ländern zukommende Pflicht, den Kommunen eine angemessene Finanzaus-
stattung zu gewähren6 (Korioth und Müller 2016, Korioth 2015). Diese Finanzaus-
stattungspflicht der Länder gegenüber ihren Kommunen wurde in jüngeren Urtei-
len verschiedener Landesverfassungsgerichte explizit bestätigt und teilweise sogar 
weit ausgelegt.7 Dem Bund kommen darüber hinaus gegenüber den Kommunen 
bislang nur finanzielle Verpflichtungen in den Bereichen zu, in denen das Grund-
gesetz eine Gesetzgebungskompetenz des Bundes vorsieht (Art. 104b Grundge-

setz). Dies ändert sich jedoch mit Inkrafttreten der Neuordnung der Finanzbezie-
hungen zwischen Bund und Ländern zum 1.1.2020. 
Das Zusammenwirken von, in der Selbstverwaltungsgarantie begründeten, weit-
gefassten Handlungsspielräumen der kommunalen Ebene einerseits und der eben-
falls weitgefassten Finanzausstattungspflicht der Länder gegenüber den Kommu-
nen andererseits lässt zwischen den beteiligten Ebenen ein Spannungsverhältnis 
entstehen. Zwar genießen die Kommunen Handlungsautonomie, gerade in Fragen 
der kommunalen Finanzpolitik. Gleichwohl sind die Länder verpflichtet, die kom-

                                              
4  Siehe dazu bspw. Städtetag (2017). 
5  Dies deckt sich mit der Rolle der Länder als grundsätzliche Träger staatlicher Aufgaben, soweit 

das Grundgesetz nicht ausdrücklich anderes vorsieht.   
6  Dies umfasst eine durch das Land zu gewährende Finanzausstattung wie die Befugnis der Kom-

munen zur Erschließung eigener Finanzquellen (Korioth und Müller 2016).  
7  So haben beispielsweise der Hessische Staatsgerichtshof und der Staatsgerichtshof des Landes 

Thüringen in ihren Urteilen zum Kommunalen Finanzausgleich den Ländern umfangreiche Pflich-
ten auferlegt, die Finanzbedarfe der Kommunen zu decken.  
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munale Finanzausstattung abzusichern und stehen den Kommunen gegenüber da-

mit in finanzieller Verantwortung.8 Um Fehlanreize aus autonomem finanzpoliti-
schen Handeln bei gleichzeitiger Risikoteilung über die Ebenen hinweg zu begren-
zen, schlagen bereits Buchanan und Wagner (1977) vor, lokalem finanzpoliti-
schem Handeln Restriktionen zu setzen (für einen Überblick dazu siehe Feld 2009, 
2011). Entsprechend versuchen die Landesgesetzgeber, das finanzpolitische Span-
nungsverhältnis zwischen Land und Kommunen und daraus resultierende finanzi-
elle Risiken durch haushalts- und aufsichtsrechtliche Restriktionen im Rahmen der 
Gemeindeordnungen abzumildern. Insbesondere der kommunalen Verschuldung 
werden hierdurch Schranken gesetzt. Der Bund spielt in dieser Regelsetzung bis-
lang keine Rolle. Dies folgt der föderalen Logik, denn er steht gegenüber den Kom-
munen bislang in keiner über seine Gesetzgebungskompetenzen hinausgehende 

Finanzausstattungspflicht und damit in keiner grundsätzlichen Finanzierungsver-
antwortung. Die Neuordnung der Finanzbeziehungen zwischen Bund und Ländern 
ebnet jedoch den Weg zu einer über die eigenen Gesetzgebungskompetenzen hin-
ausgehende Übernahme von Verantwortung für die kommunale Finanzausstattung 
durch den Bund.  
 
 

B. Eine größere Finanzverantwortung des Bundes für die Kom-
munen durch die Reform der Finanzbeziehungen zwischen Bund 

und Ländern?  
 
Neben der verfassungsmäßig begründeten Finanzausstattungspflicht der Länder 
für ihre Kommunen mehren sich, insbesondere seitens der Länder und Kommunen 
selbst, Forderungen einer größeren Finanzierungspflicht des Bundes gegenüber 
der kommunalen Ebene (Städtetag 2017). Während etwa Truger (2018) diese For-
derung am Beispiel der Kommunen Nordrhein-Westfalens noch durch eine Wie-
derherstellung des Konnexitätsprinzips zwischen Bund und Kommunen begrün-
det, geht die Neuordnung der föderalen Finanzbeziehungen vom Jahr 2020 an 
deutlich weiter und bricht mit dem bisherigen Ordnungsrahmen der Finanzverfas-
sung, indem sich der Bund erstmals über seine eigenen Gesetzgebungskompeten-
zen hinaus an der Finanzausstattung der Kommunen beteiligt (Renzsch 2018).  

                                              
8  Dabei ist juristisch umstritten, wie weit die finanzielle Verantwortung der Länder für ihre Kom-

munen reicht. Eine höchstrichterliche Entscheidung, ob eine Einstandspflicht der Länder für die 
Kommunen besteht, steht bislang aus. Für eine ausführliche Diskussion einer solchen Einstands-
pflicht siehe Korioth (2015) oder Korioth und Müller (2016). 
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Kompetenzverschiebungen hin zu übergeordneten staatlichen Ebenen sind im 

deutschen Föderalismus keine neuartigen Erscheinungen. Bereits Popitz (1927) 
sprach von der „Anziehungskraft des größten Etats“ und damit der zentralstaatli-
chen Ebene bei der Wahrnehmung staatlicher Aufgaben (Popitz 1927: 348, 
Schaltegger und Studer 2018, Zimmermann 2018, Scheller 2011). Zimmermann 
(2018) unterstreicht zudem die bereits von Konrad Hesse im Jahr 1962 beobachtete 
Verlagerung von Kompetenzen auf die Bundesebene (Hesse 1962).9 Um dem von 
Hesse bereits 1962 diskutierten, in den 1950er und 1960er Jahren entstandenen 
„Wildwuchs“ (Renzsch 2018: 317) der Einmischung des Bundes in Länderange-
legenheiten10 Herr zu werden, wurden mit der großen Finanzreform von 1969 die 
föderalen Finanzverantwortungen grundlegend geordnet, womit zwar der ge-
nannte „Wildwuchs“ eingedämmt wurde, jedoch gleichzeitig die Tendenz zur Ver-
tikalisierung innerhalb der neu geordneten Verantwortungen zunahm (Renzsch 
2018). Ein Beispiel dafür ist die Ausweitung der Bundesergänzungszuweisungen 
als vertikales Element des bundesstaatlichen Finanzausgleichs, die eine nach und 
nach bedeutendere Rolle im eigentlich horizontal angelegten Finanzausgleich zwi-
schen den Ländern eingenommen haben (Feld et al. 2016, Kitterer und Plachta 
2008, Fuest und Thöne 2009).   
Diese Vertikalisierungstendenzen erreichen mit der Neuordnung der Finanzbezie-
hungen zwischen Bund und Ländern vom Jahr 2020 an ein neues Ausmaß (Sach-
verständigenrat 2016, 2017, Feld et al. 2016, Korioth 2016, Zimmermann 2018). 
Während im Zuge der Reform des Finanzausgleichs ein vertikaler den bislang zu-
gleich horizontal und vertikal angelegten Finanzausgleich zwischen den Ländern 
ersetzen wird, finden zudem Kompetenzverschiebungen von den Ländern hin zum 
Bund statt. Dies betrifft insbesondere die Finanzverantwortung für die kommunale 
Ebene (Sachverständigenrat 2016, 2017). So wird mit dem neu geschaffenen Arti-
kel 104c des Grundgesetzes dem Bund erstmals die Möglichkeit eingeräumt, den 
Ländern Zuweisungen für Investitionen in die Bildungsinfrastruktur besonders fi-
nanzschwacher Gemeinden zu gewähren. Der Bund beginnt mit diesem Schritt da-
mit, sich zu verpflichten, finanzielle Verantwortung für die kommunale Ebene 
über seine eigene Gesetzgebungskompetenz hinaus zu übernehmen. Dieser Bruch 
mit dem Grundsatz einer sich an den Gesetzgebungskompetenzen orientierenden 
Finanzausstattungspflicht ebnet den Weg hin zu einer generellen Beteiligung des 
Bundes an der Finanzausstattung der Kommunen selbst in solchen Bereichen, für 

                                              
9  Hesse (1962) schildert in bemerkenswerter Weise bereits 1962 die bis heute andauernden Tenden-

zen zu (1) einer Verschiebung von Kompetenzen an den Bund, (2) einer Selbstkoordinierung der 
Länder, die länderindividuelle Politiken erschweren und (3) einer zunehmenden Rolle der Länder 
nicht als eigene, sondern zusätzliche bundespolitische Akteure. Für eine ausführliche Diskussion 
siehe Zimmermann (2018).  

10  Siehe dazu auch Blankart (2018).  



6 

welche die Länder oder die Kommunen bislang die alleinige gesetzgeberische und 

finanzielle Verantwortung tragen. Dass mit den bereits beschlossenen Finanzhilfen 
des Bundes für die kommunale Bildungsinfrastruktur nicht das Ende der Fahnen-
stange erreicht sein dürfte, zeigt der Koalitionsvertrag für die 19. Legislaturperiode 
des Deutschen Bundestages: Ein erster weiterer Schritt auf diesem neu geebneten 
Weg ist der dort festgehaltene Prüfungsauftrag eines Engagements des Bundes bei 
der Behebung kommunaler Altschulden- und Kassenkreditprobleme (Koalitions-
vertrag, 2018: Rnr 5477-5479).  
Vor diesem Hintergrund der Diskussion um eine zunehmende Rolle des Bundes 
bei der allgemeinen Finanzausstattung der Kommunen bis hin zur Behebung kom-
munaler finanzieller Schieflagen erhalten die in den länderspezifischen Gemein-
deordnungen festgeschriebenen Rahmenordnungen des kommunalen Haushalts- 

und Aufsichtswesens neben ihrer Relevanz für das Zusammenwirken von Ländern 
und Kommunen für die bundesstaatliche Ebene eine neue Bedeutung. Eine zuneh-
mende Übernahme finanzieller Verantwortung für die Kommunen durch den Bund 
lässt diesen stärker als zuvor in das vormals lediglich zwischen Ländern und Kom-
munen bestehende Spannungsverhältnis aus autonomem kommunalem Handeln 
bei geteilter Finanzverantwortung eintreten. Dies wirft die Frage auf, inwieweit 
die Gemeindeordnungen der Länder ähnliche Standards setzen, oder es durch wei-
terhin dezentral gesetzte Regeln, bei gleichzeitiger größerer Verantwortungsüber-
nahme für die kommunale Finanzsituation durch die föderale Gemeinschaft, zu 
einem Auseinanderfallen von Haftung und Kontrolle im Bundesstaat kommt. Der 
vorliegende Beitrag gibt daher einen Überblick über die unterschiedlichen haus-
halts- und aufsichtsrechtlichen Rahmenregelungen der Gemeindeordnungen in den 
einzelnen Ländern und deren Einfluss auf die in stärker gemeinschaftliche Verant-
wortung übergehende, kommunale Finanzlage. Dazu wird insbesondere das Bei-
spiel der kommunalen Kassenkreditverschuldung als Indikator kommunaler Fi-
nanzprobleme betrachtet.  
 
 

C. Kassenkredite und Beteiligungsstrukturen als Treiber  
kommunaler Finanzrisiken  

 

Während es den Kommunen grundsätzlich nur gestattet ist, sich investiv oder zu 
Umschuldungszwecken zu verschulden, hat das Instrument der Kassenkredite in 
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einzelnen Ländern die Rolle eines ständigen Finanzierungsinstruments für lau-

fende Ausgaben der Kommunen eingenommen.11 Kassen- oder Liquiditätssiche-
rungskredite sind in ihrer Konzeption dafür vorgesehen, eine kurzfristige, unter-
jährige Überbrückungsfinanzierung laufender Ausgaben zu ermöglichen. Sie sind 
folglich unterjährig wieder abzubauen. Entgegen ihrer originären Bestimmung 
werden Kassenkredite in einigen Ländern12 jedoch zur ständigen Finanzierung lau-
fender kommunaler Ausgaben genutzt (Markert und Junkernheinrich 2015, Län-
derfinanzbericht 2018).13 Tatsächlich spiegeln die Kassenkreditbestände oft die 
über Jahre hinweg akkumulierten Defizite der Kommunen wider. Kassenkredite 
bergen für Kommunen in zweierlei Hinsicht erhebliche Risiken (Junkernheinrich 
et al. 2011). Erstens stehen ihnen, anders als den für investive Ausgaben verwen-
deten Krediten, keine Vermögenswerte gegenüber.14 Sie spiegeln somit meist 

strukturelle Defizite der Kommunen wider und sind Indikator dauerhafter kommu-
naler Finanzprobleme.15 Zweitens werden Kassenkredite mit kurzer Laufzeit auf-
genommen. Kommunen mit hohen Kassenkreditbeständen setzen sich somit nicht 
unerheblichen Zinsänderungsrisiken aus. Kurze Laufzeiten und Zinsänderungsri-
siken sind aufgrund der damit einhergehenden ständigen Revolvierung der Kas-
senkreditbestände problematisch und lassen kommunale „sudden-stop“ Szenarien 
denkbar werden. 
Neben den Kassenkreditrisiken führen Beteiligungsrisiken zunehmend zu Zwei-
feln an der finanziellen Tragfähigkeit einzelner Kommunen. Insbesondere dann, 
wenn ein wichtiges Beteiligungsunternehmen einer Kommune, die selbst hochver-
schuldet ist, in eine Krise gerät, können Risiken bis hin zu einer faktischen Kom-
munalinsolvenz drohen. Ein Insolvenzverfahren gegen eine Kommune selbst ist 
durch §12 der Insolvenzordnung ausgeschlossen. Zwar ist eine Einzelvollstre-
ckung in das Vermögen der Kommune grundsätzlich möglich. Jedoch sind erstens 
alle Vermögensgegenstände, die für die Erbringung der Daseinsvorsorge relevant 

                                              
11  Zu einer ausführlichen Diskussion der Problematik der kommunalen Kassenkredite siehe Heine-

mann et al. (2009) oder Länderfinanzbericht (2018). 
12  Markert und Junkernheinrich (2015) sprechen vom „Krisentrio“ bestehend aus dem Saarland, 

Rheinland-Pfalz und Nordrhein-Westfalen. Bei der Akkumulierung hoher Kassenkreditlasten ist 
zudem Hessen zu nennen (ebd.). Bedenklich ist, dass die Kassenkreditbestände vor allem in jenen 
Ländern ansteigen, die ohnehin über bereits hohe Kassenkreditbestände verfügen (ebd.).  

13  Brand (2016) sowie Brand und Steinbrecher (2017) weisen zudem auf die Möglichkeit hin, dass 
Kommunen das derzeitige Niedrigzinsniveau zur Haushaltsentlastung nutzten und verstärkt die 
kurzfristige Kassenkreditverschuldung als Verschuldungsinstrument statt langfristiger, ordentli-
cher Kredite einsetzten. 

14  Als einziger „Gegenwert“ kann eine Verschiebung der Zins- und Tilgungslast auf künftige Haus-
haltsjahre erwogen werden (Junkernheinrich et al. 2011). 

15  Dies zeigt sich insbesondere daran, dass in den zurückliegenden Jahren kommunaler Rekordsteu-
ereinnahmen die Kassenkreditbestände weiter angewachsen sind (Brand und Steinbrecher 2017).  
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sind, hiervon ausgeschlossen (Hornfischer 2010). Zweitens steht eine Einzelvoll-

streckung in das Vermögen der Gemeinde in den meisten Ländern unter dem Zu-
lassungsvorbehalt der Rechtsaufsichtsbehörde (Korioth und Müller 2016). Trotz 
des formalen Ausschlusses eines Insolvenzverfahrens gegen Kommunen gilt: We-
der Kommunen noch andere Personen des öffentlichen Rechts sind unbegrenzt 
zahlungsfähig (Brand 2014). Der Verlust der faktischen Zahlungsfähigkeit einer 
Kommune kann angesichts der aktuellen Problemstellungen im kommunalen Fi-
nanzwesen vor allem auf zwei Wegen zustande kommen. Erstens kann einer Kom-
mune eine faktische Zahlungsunfähigkeit drohen, wenn eine Revolvierung des zur 
Deckung der laufenden Ausgaben nötigen Kassenkreditbestandes nicht möglich 
ist, da die Kreditgeber diese verweigern.16 Zweitens sind, während ein Insolvenz-
verfahren gegen eine Kommune durch die Hürden der Insolvenzordnung und der 

Gemeindeordnungen praktisch ausgeschlossen sein dürfte, Insolvenzverfahren ge-
gen privatwirtschaftliche kommunale Beteiligungen durchaus möglich. Gerät etwa 
ein kommunales Versorgungsunternehmen in eine Schieflage,17 so hat die betei-
ligte Kommune nicht nur die Verluste aus der Insolvenz selbst, sondern zudem die 
bislang von der Beteiligung erbrachten Versorgungsleistungen zu erbringen. Dies 
kann eine Kommune an den Rand der Zahlungsunfähigkeit bringen – oder darüber 
hinaus. Besonders die Kombination aus instabilen Beteiligungsunternehmen in 
Kommunen, deren Finanzlage ohnehin angespannt ist, hat sich mehrfach als prob-
lematisch erwiesen, da in einem solchen Fall eine „Rettung“ der Beteiligung durch 
die Kommune meist ausgeschlossen ist (für eine Übersicht siehe Holler et al. 
2015).  
Die Länder versuchen, diesen Risikoentwicklungen aus (Kassenkredit-) Verschul-
dung und Beteiligungsrisiken sowie möglichen, aus ihrer Finanzverantwortung ge-
genüber den Kommunen auf sie selbst entstehenden Rückwirkungen entgegenzu-
wirken. Dazu setzen sie den Kommunen im Rahmen der Gemeindeordnungen 
finanzpolitische Restriktionen.  
 

– Erstens sehen die Gemeindeordnungen grundlegende Regelungen zur 

Begrenzung der Verschuldung, inklusive der Kassenkreditaufnahme der 
Kommunen vor.  

– Zweitens verpflichten die Gemeindeordnungen die Kommunen, grund-
legende Vorschriften im Beteiligungswesen einzuhalten.  

                                              
16  Diese Gefahr dürfte dann drohen, wenn seitens der Kreditgeber Zweifel am staatlichen Haftungs-

verbund bestehen. Die eng begrenzte Einstandspflicht der Länder für ihre Kommunen (Korioth 
und Müller 2016) macht ein solches Szenario nicht unwahrscheinlich (Brand 2013, 2014).  

17  Ein Beispiel hierzu ist die Insolvenz der Stadtwerke Gera. Siehe dazu Holler et al. (2015). 
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– Drittens gewähren die Gemeindeordnungen im Zuge des Aufsichtsre-

gimes den Ländern unterschiedlich weitgehend ausgestaltete Aufsichts- 
und Eingriffsmöglichkeiten in (grundsätzlich autonomes) kommunales 
Handeln.  

 
Während diese Grundelemente der kommunalen Haushalts- und Aufsichtsregeln 
in allen Bundesländern vorgesehen sind, variiert die konkrete Ausgestaltung und 
Bindungswirkung dieser Regelungen deutlich. Daher wird im folgenden Abschnitt 
auf Grundlage der Gemeindeordnungen und in Anlehnung an Zabler et al. (2016) 
zunächst ein Überblick über die konkrete Ausgestaltung der Regelungen in den 
Ländern gegeben.   
 

 

D. Die Heterogenität der kommunalen Haushalts- und  
Aufsichtsregeln in den Ländern  

 
I. Haushaltsvorschriften 

 
Die Gemeindeordnungen der Länder regeln zunächst das originäre kommunale 
Haushaltswesen. Dabei schreiben alle Länder ihren Kommunen die Haushalts-
grundsätze einer „sparsamen und wirtschaftlichen Haushaltsführung“ sowie die 
Verpflichtung der Sicherstellung der „dauernden Leistungs- und Zahlungsfähig-

keit zur Erfüllung der kommunalen Aufgaben“ vor. Ebenso verpflichten alle Län-
der ihre Kommunen grundsätzlich zum Haushaltsausgleich, wobei sich bereits 
hier die Stringenz der Regeln zwischen den Ländern stark unterscheidet (für eine 
Übersicht der haushaltsrechtlichen Regelungen siehe Tabelle 1). In der Aufstel-
lung des Haushaltsplanes verpflichten neun Länder ihre Kommunen zu einer Li-
quiditätsplanung und untermauern so den Haushaltsgrundsatz, eine dauernde 
Leistungs- und Zahlungsfähigkeit sicherzustellen. Wiederum neun Länder ver-
pflichten ihre Kommunen zu einer mittelfristigen (fünfjährigen) Finanzplanung, 
die jährlich auf der Grundlage des aktuellen Haushaltsplanes fortzuschreiben ist. 
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Tabelle 1:  Übersicht über die haushaltsrechtlichen Regelungen der Ge-
meindeordnungen 

Land 

Haushaltsaufstellung 

Haushaltsgrundsätze Haushaltsausgleich 

S
pa

rs
am

e 
un

d 
w

ir
ts

ch
.  

H
au

sh
al

ts
fü

hr
un

g 

D
au

er
nd

e 
L

ei
st

un
gs

fä
hi

gk
ei

t 

V
er

bo
t v

on
  

S
pe

ku
la

ti
on

sg
es

ch
äf

te
n 

A
us

gl
ei

ch
sp

fl
ic

ht
 in

  
je

de
m

 J
ah

r 

A
us

gl
ei

ch
sp

fl
ic

ht
 in

 P
la

n 
un

d 
R

ec
hn

un
g 

A
us

gl
ei

ch
 a

us
  

R
üc

kl
ag

en
 z

ul
äs

si
g 

Ü
be

rs
ch

ul
du

ng
sv

er
bo

t*
 

BW  
 

  ()***    

BY  
 

      

BB 
 

       

HE        
MV        
NI    ()* 

(soll)** 
()* 

(soll)** 
  

NW        
RP        
SL        
SN  

 
      

ST  
 

      

SH  
 

   
(soll) 

   

TH  
 

      

*Überschuldung liegt vor, wenn die Zins- und Tilgungsverpflichtungen das Eigenkapital der Ge-
meinde überschreiten. 
**Haushalt gilt auch dann als ausgeglichen, wenn Fehlbeträge im zweiten auf das Haushaltsjahr 
folgende Jahr gedeckt sind. 
***Defizitvortrag über drei folgende Jahre zulässig. 
****Gemeindevertretung selbst für Prüfung verantwortlich. 
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Land 

Haushaltsaufstellung 

Haushaltsplanung Kredite Kassenkredite Abschluss 
Vermö-

gensschutz 
V

er
pf

li
ch

tu
ng

 z
um

 
N

ac
ht

ra
gs

ha
us

ha
lt

 

V
er

pf
li

ch
tu

ng
 z

ur
  

L
iq

ui
di

tä
ts

pl
an

un
g 

M
it

te
lf

ri
st

ig
e 

F
in

an
zp

la
nu

ng
 (

fü
nf

jä
hr

ig
) 

In
ve

st
it

io
ns

bi
nd

un
g 

K
re

di
te

 

B
es

ch
rä

nk
un

g 
K

as
se

nk
re

di
te

 

G
en

eh
m

ig
un

gs
vo

rb
eh

al
t 

K
as

se
nk

re
di

te
 

G
es

am
ta

bs
ch

lu
ss

  
vo

rg
es

ch
ri

eb
en

 

Z
w

an
gs

vo
ll

st
re

ck
un

g 
 

G
em

ei
nd

ev
er

m
ög

en
 u

nt
er

 
G

en
eh

m
ig

un
gs

vo
rb

eh
al

t 

BW     Nein ab 1/5 der  
Aufwendun-

gen 

 
Gemeinde-

prüf 
-anstalt 

 

BY     bis 1/5 der 
Einnahmen 

(soll) 

Nein   

BB     Nein nur Informa-
tion 

  

HE     Nein  
(volle Höhe) 

()****  

MV     Nein ab 10% der 
Einzahlungen 

  

NI     Nein ab 1/6 der 
Verw. Ein. 

  

NW     Nein Nein   
RP     Nein Nein ()****  
SL     Nein Nein   
SN     Nein ab 1/5 der 

Verw. Ein. 
  

ST     Nein ab 1/5 der  
Aufwendun-

gen 

  

SH 
 

    Nein Nein   

TH     Nein ab 1/6 der 
Verw. Ein. 

  

*Überschuldung liegt vor, wenn die Zins- und Tilgungsverpflichtungen das Eigenkapital der Ge-
meinde überschreiten. 
**Haushalt gilt auch dann als ausgeglichen, wenn Fehlbeträge im zweiten auf das Haushaltsjahr 
folgende Jahr gedeckt sind. 
***Defizitvortrag über drei folgende Jahre zulässig. 
****Gemeindevertretung selbst für Prüfung verantwortlich. 
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Ebenso ist die kommunale Kreditaufnahme grundsätzlich, jedoch erneut in un-

terschiedlicher Stringenz, beschränkt. Alle Länder beschränken die Kreditauf-
nahme ihrer Kommunen auf Investitionskredite und Umschuldung. Neben der or-
dentlichen Verschuldung mit Investitionsbildung steht den Kommunen jedoch das 
Instrument der Kassen- oder Liquiditätssicherungskredite offen. Vor allem die 
Genehmigungspflicht der Kassenkredite variiert stark. In manchen Ländern wird 
lediglich die Festsetzung der Kassenkredite im Haushaltsplan verlangt, in anderen 
sind Höchstbeträge vorgesehen oder entsteht bei Überschreitung bestimmter Be-
träge eine Genehmigungspflicht. Während lediglich Bayern die Aufnahme von 
Kassenkrediten grundsätzlich beschränkt, sind sie in den meisten Ländern zumin-
dest genehmigungs- oder anzeigepflichtig. Bis auf Hessen, das erst kürzlich eine 
umfassende Genehmigungspflicht der Kassenkredite in voller Höhe eingeführt 

hat,18 sehen alle Länder eine Genehmigungspflicht der Kassenkredite vor, sobald 
diese eine in den Gemeindeordnungen festgelegte Schwelle überschreiten. Ledig-
lich Brandenburg sieht eine reine Anzeigepflicht gegenüber der Kommunalauf-
sicht vor. Eine unbeschränkte und genehmigungs- sowie anzeigefreie Aufnahme 
von Kassenkrediten besteht nur in Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, dem 
Saarland und Schleswig-Holstein. Nur sieben Länder sehen für ihre Kommunen 
ein explizites Überschuldungsverbot vor, wobei eine Überschuldung dann er-
reicht wird, wenn die Zins- und Tilgungsverpflichtungen das Eigenkapital der 
Kommune überschreiten.  
Mit dem Übergang zum neuen kommunalen Haushaltsrecht (Doppik) schreiben 
alle Gemeindeordnungen für den Haushaltsabschluss die Aufstellung eines Ge-
samtabschlusses vor, der neben den Kern- und Extrahaushalten die Beteiligungen 
der Kommune berücksichtigen muss. In fast allen Ländern ist neben der örtlichen 
Rechnungsprüfung durch ein einzurichtendes kommunales Rechnungsprüfungs-
amt ebenfalls eine überörtliche Prüfung vorgeschrieben. 
 
 

II. Beteiligungsvorschriften 
 
Da kommunale Beteiligungen Risikotreiber der kommunalen Finanzlage sein kön-
nen, sehen die Gemeindeordnungen zur Minimierung dieser Risiken hierfür be-
schränkende Regelungen vor, die jedoch wiederum unterschiedlich ausgestaltet 

sind. Grundsätzlich dürfen die Kommunen nicht uneingeschränkt wirtschaftlich 
tätig werden. Die sogenannte „Schrankentrias“ (Schwarting 2000, Holler et al. 

                                              
18  Dies steht im Zusammenhang mit der Einführung der „Hessenkasse“, siehe dazu Kapitel 6 sowie 

Dieter (2018). 
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2015) schreibt vor, dass sich Kommunen lediglich dann wirtschaftlich betätigen 

dürfen, wenn diese Betätigung (1) einen öffentlichen Zweck erfüllt, der in das Auf-
gabengebiet der Kommune fällt; (2) dieselbe Aufgabe nicht besser oder ebenso gut 
von einem rein privaten Anbieter erbracht werden könnte (Subsidiaritätsklausel); 
(3) die Art und der Umfang der wirtschaftlichen Betätigung dem Bedarf der Kom-
mune und der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit der Kommune entsprechen müs-
sen, wobei letztere Aufwendungen einer möglichen Haftungsübernahme mitein-
schließt.  
Über diese allgemeine Schrankentrias hinaus, die in allen Gemeindeordnungen 
vorgeschrieben ist, sehen die Gemeindeordnungen Einschränkungen und Ver-
pflichtungen vor, die eine Kontrolle und Steuerung der Beteiligungen ermöglichen 
sollen. Diese Vorgaben stellen in aller Regel auf die kommunalen Mehrheitsbetei-

ligungen ab, da die Kommunen bei privatrechtlicher Organisationsform meist nur 
hier einen umfassenden Einfluss geltend machen können. Eine Übersicht dieser 
Vorgaben der Gemeindeordnungen ist in Tabelle 2 dargestellt. Bei den Regelun-
gen zur Einschränkung und Kontrolle der öffentlichen wirtschaftlichen Betätigung 
zeigen sich ebenfalls teils wesentliche Unterschiede über die Länder hinweg.  
Alle Kommunalordnungen verpflichten die Kommunen dazu, sich einen angemes-
senen Einfluss in den Aufsichtsgremien der Beteiligungen zu sichern, wobei keine 
der Gemeindeordnungen eine genauere Definition vorsieht, was als angemessener 
Einfluss gelten könnte. Hinweise darauf können möglicherweise die Vorschriften 
geben, von wem die Kommune in den Aufsichtsgremien grundsätzlich vertreten 
wird. Dies ist in nahezu allen Ländern der zuständige Bürgermeister oder Dezer-
nent. Lediglich der Freistaat Sachsen sieht in seiner Kommunalordnung vor, dass 
bei der Benennung der Vertreter auf kaufmännische Sachkunde zu achten ist. 
Um bei privatrechtlicher Organisationsform der Beteiligung einen dauerhaften 
Einfluss und Eingriffsmöglichkeiten der Kommunen zu sichern, schreiben einige 
Gemeindeordnungen vor, dass bestimmte Geschäftsvorgänge, die nach den han-
delsrechtlichen Regelungen in den Kompetenzbereich der Geschäftsführung, des 
Vorstands oder des Aufsichtsrats fallen würden, in den Kompetenzbereich der Ge-
sellschafterversammlung fallen. Wichtige unternehmenspolitische Beschlüsse sol-
len damit jenem Gremium vorbehalten sein, in dem der Einfluss des kommunalen 
Gesellschafters am stärksten ist. In unterschiedlichem Umfang sehen einzelne Ge-
meindeordnungen zudem vor, dass diese Beschränkungen für die Sub-Beteiligun-

gen sichergestellt werden müssen.  
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Tabelle 2:  Kommunale Kontroll- und Eingriffsrechte bei Beteiligungs-
strukturen nach den Gemeindeordnungen 

Land 
S

ch
ra

nk
en

tr
ia

s 

H
af

tu
ng

sb
eg

re
nz

un
g 

im
 

R
ah

m
en

 d
er

  
L

ei
st

un
gs

fä
hi

gk
ei

t  
vo

rg
es

ch
ri

eb
en

 

A
ng

em
es

se
ne

r 
E

in
fl

us
s 

im
 A

uf
si

ch
ts

gr
em

iu
m

 

N
ac

hr
an

gi
gk

ei
t 

de
r 

A
G

 

BW  

 
   

BY  

 
()*   

BB  

 
   

HE  

 
   

MV   
auf konkreten  

Betrag 

 AG untersagt 

NI   
auf konkreten  

Betrag 

  

NW ()***  
auf konkreten  

Betrag 

  

RP   
auf konkreten  

Betrag 

  

SL  

 
   

SN  

 
   

ST  

 
   

SH  

 
   

TH  

 
()*   

*Befreiung durch Rechtsaufsicht möglich. 
**Nur für den Eingang von Sub-Beteiligungen. 
***Einschränkungen für weite Teile der kommunalen Betätigung.  
****Die Gemeinde hat lediglich darauf hinzuwirken. 
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Land 
V

or
be

ha
lt

 d
er

 G
es

el
l-

sc
ha

ft
er

ve
rs

am
m

lu
ng

 
(G

m
bH

) 

V
er

tr
et

un
g 

in
 d

en
  

G
re

m
ie

n 
du

rc
h…

 

B
et

ei
li

gu
ng

sb
er

ic
ht

  
vo

rg
es

ch
ri

eb
en

 

Ü
be

rt
ra

gu
ng

 d
er

  
B

es
ch

rä
nk

un
ge

n 
au

f 
 

m
it

te
lb

ar
en

  
B

et
ei

li
gu

ng
en

 

A
nz

ei
ge

pf
li

ch
t d

er
 B

et
ei

-
li

gu
ng

 b
ei

 d
er

  
K

om
m

un
al

au
fs

ic
ht

 

BW  
 

BGM    

BY  
 

BGM ab 20% ab 25%  

BB ()** 
 

BGM  ab 25%  

HE  
 

BGM ab 20% ab 50%  

MV  BGM   
für Bet.  

vor 2005:  
()**** 

 

NI  BGM   * 
(Genehmi-

gungsvorbe-
halte) 

NW  

 
 

beliebig  ()****  

RP  
 

 

BGM  ab 50%  

SL ab 50% 
 

BGM    

SN  BGM 
Sachkundevor-

behalt 

ab 25%   

ST  
 

BGM ab 5% ab 25%  

SH  
 

beliebig    

TH  Vertreter mit 
Zustimmungs-
vorbehalt des 
Gemeinderats 

ab 25%   

*Befreiung durch Rechtsaufsicht möglich. 
**Nur für den Eingang von Sub-Beteiligungen. 
***Einschränkungen für weite Teile der kommunalen Betätigung.  
****Die Gemeinde hat lediglich darauf hinzuwirken. 
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In Verbindung mit dem Vorbehalt der Gesellschafterversammlung steht, dass in 

einigen Gemeindeordnungen eine Beteiligung in der Rechtsform der Aktiengesell-
schaft nur dann eingegangen werden darf, wenn der Unternehmenszweck nicht in 
einer anderen Rechtsform erfüllt werden kann. Dies hat den Hintergrund, dass das 
Aktienrecht den Gesellschaftern nur geringen Spielraum bei der Gestaltung des 
Gesellschaftsvertrages lässt und eine Absicherung kommunaler Einflussmöglich-
keiten, anders als etwa bei der GmbH, kaum möglich wäre. Alle Gemeindeord-
nungen verpflichten darüber hinaus jede Kommune dazu, in einem jährlichen Be-
teiligungsbericht ihre Gemeindevertretung und die Öffentlichkeit über die Struktur 
und die wirtschaftliche Lage der kommunalen Beteiligungen zu unterrichten. Wäh-
rend ein solcher Beteiligungsbericht grundsätzlich in allen Bundesländern vorge-
schrieben ist, haben einige Länder Beteiligungsschwellen eingeführt, bei deren 

Überschreitung das Unternehmen im Beteiligungsbericht genannt werden muss.  
 

III. Aufsichtsmittel  
 
Das Aufsichtsinstrumentarium der kommunalen Rechts- und Fachaufsicht lässt 
sich in präventive und repressive Aufsichtsmaßnahmen unterteilen. Während die 
repressiven Aufsichtsmittel dabei der nachträglichen Korrektur eines rechtswidri-
gen Verhaltens dienen sollen, umfasst die präventive Aufsicht in erster Linie Ge-
nehmigungs- und Anzeigevorbehalte. Eine Übersicht der aufsichtsrechtlichen Re-
gelungen in den Ländern ist in Tabelle 3 dargestellt.  
Zunächst besteht in allen Ländern eine Anzeigepflicht der Kommunen über die 
Haushaltssatzung. Die Kommunen müssen der Aufsichtsbehörde ihre Haushalts-
satzung, deren Bestandteil der Haushaltsplan ist, vorlegen. Die Vorlagepflicht un-
terscheidet sich dabei zwischen den Ländern im Zeitpunkt, wann die Haushaltssat-
zung der Aufsicht vorzulegen ist. Neben dem Anzeigevorbehalt der Satzung 
bestehen Genehmigungsvorbehalte für die Kreditaufnahme der Kommunen. So se-
hen alle Gemeindeordnungen bis auf die des Landes Nordrhein-Westfalen eine 
Gesamtgenehmigungspflicht der Kreditaufnahme durch die Kommunalaufsicht 
vor. In einigen Ländern kann die Aufsicht zudem explizite Ausnahmen vom Ge-
nehmigungsvorbehalt, etwa für die Beteiligungen der Kommunen oder dann, wenn 
keine besondere Belastung des Haushalts entsteht, vorsehen.  
Zusätzlich zu den Genehmigungs- und Anzeigevorbehalten umfasst die präventive 

Aufsicht ein umfassendes Informationsrecht der Aufsichtsbehörden über einzelne 
oder alle Vorgänge innerhalb der Kommunen, die für die Aufsicht von Belang 
sind. Dabei unterscheidet sich die Ausgestaltung des Informationsrechts wiederum 
in den länderspezifischen detaillierten Regelungen, wobei einige Länder der Auf-



17 

sicht ein lediglich allgemeines Informationsrecht einräumen, das den Aufsichtsbe-

hörden ermöglicht, für einzelne Angelegenheiten in geeigneter Weise und soweit 
es für die Aufsicht erforderlich ist, Einsicht nehmen zu können (Allgemeines In-
formationsrecht), während andere Länder das Informationsrecht konkretisieren 
und beispielsweise eine Prüfung vor Ort oder jederzeitige Einsicht in alle Akten 
explizit vorsehen (Konkretes Informationsrecht).  
Die Instrumente der präventiven Aufsicht, insbesondere die Informationsrechte 
und Anzeigevorbehalte der Aufsichtsbehörden, bilden die Grundlage der repressi-
ven Aufsicht, die einen konkreten Eingriff in das kommunale Handeln darstellt. 
Die repressiven Eingriffsrechte folgen dabei einer im Grundsatz über die Länder 
einheitlichen, in ihrer konkreten Ausgestaltung jedoch wieder unterschiedlich 
stringenten Kaskade von Eingriffsinstrumenten der Aufsicht. Zunächst kommt al-

len Aufsichtsbehörden ein Beanstandungsrecht rechtswidriger Beschlüsse zu. 
Die Kommunalaufsicht kann damit gefasste Beschlüsse, die nach der Gemeinde-
ordnung und den weiteren geltenden Vorschriften rechtswidrig sind, beanstanden 
und die Kommune zur Korrektur auffordern. Kommt die Kommune der Beanstan-
dung eines Beschlusses nicht innerhalb der von der Aufsicht gesetzten Frist nach, 
kommt der Aufsicht in einzelnen Ländern (Brandenburg, Nordrhein-Westfalen 
und im Saarland) ein Aufhebungsrecht des rechtswidrig gefassten Beschlusses 
zu. Anstelle oder ergänzend zum Aufhebungsrecht sehen alle Gemeindeordnungen 
ein Anordnungsrecht der Aufsicht gegenüber den Kommunen vor. Kommt die 
Kommune der Anordnung nicht nach, sehen alle Gemeindeordnungen das Recht 
zur Ersatzvornahme vor. Im Zuge der Ersatzvornahme führt die Aufsichtsbe-
hörde selbst die angeordneten, aber innerhalb einer gesetzten Frist nicht umgesetz-
ten Maßnahmen auf Kosten der Kommune aus. Widersetzt sich die Kommune 
selbst diesem Instrument, kann die Aufsicht in allen Ländern als Ultima Ratio die 
Bestellung eines Beauftragten (in einigen Ländern „Staatskommissars“) anord-
nen, der einzelne oder alle Aufgaben der Kommune in deren Namen und auf deren 
Kosten führt, die erforderlich sind, um den rechtmäßigen Gang der Geschäfte der 
Kommune wiederherzustellen. Die Hürden für diesen Schritt sind, wiederum un-
terschiedlich, jedoch in allen Ländern hoch angesiedelt und unterschiedlich konk-
ret ausgestaltet. Noch weiter reichende Maßnahmen als die Bestellung eines Be-
auftragten, namentlich eine vorzeitige Beendigung der Amtszeit des 
Bürgermeisters oder eine Auflösung der Gemeindevertretung, sehen nur einzelne 

Länder vor. Neben den hohen rechtlichen Hürden für die letzten beiden Stufen der 
Eingriffskaskade, dürften vor allem die politischen Kosten solcher Schritte äußerst 
hoch einzuschätzen sein.  
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Tabelle 3:  Übersicht über die aufsichtsrechtlichen Regelungen der Ge-
meindeordnungen 

Land 

Präventive Haushaltsaufsicht 

A
nz

ei
ge

/V
or

la
ge

pf
li

ch
t 

 
de

r 
H

au
sh

al
ts

sa
tz

un
g 
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* 

V
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in
ze
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e-

ne
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ig
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g 
de

r 
K

re
di

t-
au

fn
ah

m
e 

V
er

ri
ng

er
un

g 
de

r 
R

üc
k-

la
ge

n/
E

rh
öh

un
g 

de
r 

F
eh

lb
et
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ge

 
ge

ne
hm

ig
un

gs
pf

li
ch

ti
g 

G
en

eh
m

ig
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gs
vo

rb
eh

al
t 

 
de

r 
G

ew
äh

ru
ng

 v
on

 
B

ür
gs

ch
af

te
n 

In
fo

rm
at

io
ns

re
ch

t 
de

r 
A

uf
si

ch
t 

BW  
(1 Monat)* 

 ()***   allg.**** 

BY  
(1 Monat) 

    konkret 

BB  
(1 Monat)* 

 ()***  Ausnahmen 
für eigene 
Beteiligun-

gen 

konkret 

HE  
(1 Monat) 

   Bei bes. 
Haushaltsbe-

lastung  

konkret 

MV  
(vor Beginn) 

    konkret 

NI  
(1 Monat)* 

 ()***  Nur wenn 
bes. Belas-

tung f. Haus-
halt 

konkret 

NW  
(1 Monat)* 

 ()***  Ausnahmen 
vorgesehen 

allg. 

RP  
(1 Monat) 

 ()***   konkret 

SL  
(vor Beginn) 

   
 

 konkret 

SN  
(1 Monat)* 

 ()***   allg.**** 

ST  
(nach Beschluss) 

 ()***   allg.**** 

SH  
(nach Beschluss) 

    konkret 

TH  
(1 Monat) 

    konkret 

*“Soll“-Vorschrift. 
**Gesamtgenehmigung kann grundsätzlich an Auflagen gebunden werden. 
***Einzelgenehmigung nur bei Kreditbeschränkungen nach §19 StabG.  
****Soweit zur Erfüllung der Aufsicht erforderlich, in geeigneter Weise und für einzelne Ange-
legenheiten. 
*****Vollzug von genehmigungspflichtigen Beschlüssen oder Beschlüssen in Prüfung erst nach 
1 Monat ohne Beanstandung. 
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Land 

Repressive Haushaltsaufsicht 

G
en
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m
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un

gs
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ea
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ch
t 
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r 
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A
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t 

E
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te
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un
g 
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ne
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B
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uf

tr
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B
ee
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un
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de
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it
 d

es
 B

ür
-

ge
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ei
st

er
s 

A
uf

lö
su

ng
 d

er
  

G
em

ei
nd

e-
 

ve
rt

re
tu

ng
 

BW keine ()*****    allg. Durch 
Verw.-
Gericht 

 

BY keine     Erster 
BGM 

 Durch L-
Regierung 

BB keine     bes.   
HE 3 Monate  * 

(binnen 
6 Mona-

ten) 

  bes.   

MV keine     bes.  Bei Be-
schlussun-
fähigkeit 

NI 1 Monat 
(Haus-
halt) 

    allg.   

NW keine Aufforde-
rung d. 
Beanst. 

   allg. 
(Minis-

ter) 

 Durch L-
Regierung 

RP keine     Allg.   
SL keine     Allg.   
SN keine ()***** Ausset-

zung f. 1 
Monat 

  bes.   

ST 2 Monate 
(Haushalt 
1 Monat) 

()*****    bes.   

SH keine  Ausset-
zung f. 1 
Monat 

  allg. Mit Zu-
stim-
mung 
Rat 

 

TH 6 Wochen     allg.  Durch Mi-
nister 

*“Soll“-Vorschrift. 
**Gesamtgenehmigung kann grundsätzlich an Auflagen gebunden werden. 
***Einzelgenehmigung nur bei Kreditbeschränkungen nach §19 StabG.  
****Soweit zur Erfüllung der Aufsicht erforderlich, in geeigneter Weise und für einzelne Ange-
legenheiten. 
*****Vollzug von genehmigungspflichtigen Beschlüssen oder Beschlüssen in Prüfung erst nach 
1 Monat ohne Beanstandung. 
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E. Einfluss der kommunalen Haushalts- und Aufsichtsregeln 
auf die kommunale Finanzlage  

 
I. Aggregierte kommunale Haushaltsergebnisse 

 
Wie im vorigen Abschnitt gezeigt, sind zwar die grundlegenden haushalts- und 
beteiligungsrechtlichen Vorgaben sowie aufsichtsrechtlichen Instrumente der Ge-
meindeordnungen der Länder miteinander vergleichbar. Gleichzeitig variieren 
diese jedoch in ihrer Ausgestaltung teilweise deutlich und eröffnen den Kommu-
nen ebenso wie den Aufsichtsbehörden unterschiedlich weit gefasste Spielräume 
in ihrem finanzpolitischen und aufsichtsrechtlichen Verhalten. Wenig überra-
schend ist daher der Einfluss der Unterschiede der Gemeindeordnungen auf die 
Haushaltsergebnisse der Kommunen,19 was exemplarisch an den Schulden- und 
Kassenkreditbeständen der Kommunen über die verschiedenen Länder hinweg 
deutlich wird.  
Abbildung 1 zeigt die aggregierten kommunalen Schuldenstände (ordentliche Ver-
schuldung und Kassenkredite) in den Ländern im Jahr 2017.20 Es zeigen sich deut-
liche Unterschiede zwischen den Ländern. Während Baden-Württemberg, Bayern 
und Sachsen als Länder mit straffen haushalts- und aufsichtsrechtlichen Vorgaben 
nur geringe kommunale Schuldenstände ausweisen, sind die Schuldenstände für 
die Kommunen in Hessen, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz und dem Saar-
land, also jenen Ländern, die vergleichsweise laxe haushaltsrechtliche Vorgaben 

und Kontrollinstrumente vorweisen, außergewöhnlich hoch. Dies zeigt sich insbe-
sondere bei der Akkumulation kommunaler Kassenkredite. Auf die Länder, die 
keine Genehmigungspflicht der Kassenkredite vorsehen,21 entfallen fast 80% des 
bundesweiten Kassenkreditbestandes. Gleichzeitig wird deutlich, dass es auf die 
konkrete Ausgestaltung der Haushaltsregeln (hier: der Genehmigungspflichten) 
statt auf das Aufsichtsinstrumentarium ankommt.  
 

                                              
19  Für eine ausführliche Diskussion und Panelanalyse des Zusammenhangs zwischen einzelnen 

Merkmalen der kommunalen Finanzverfassung und kommunalen Finanzergebnissen siehe Bury 
und Feld (2018).  

20  Zu einer Diskussion der aktuellen kommunalen Finanzlage in den Ländern siehe Länderfinanzbe-
richt (2018). 

21  Sowie Hessen, das diese Genehmigungspflicht neu eingeführt hat.  
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Abbildung 1: Schulden der Kommunen nach Bundesländern 2017 (Viertel-
jährliche Kassenstatistiken 1.-4. VJ 2017) 

 
a) Haushaltsrechtliche Vorgaben 

 

 

 
b) Aufsichtsrechtliche Vorgaben 

 
 
 
 
Quelle: Statistisches Bundesamt, eigene Darstellung. 
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So zeigt sich bei aggregierter Betrachtung kein Zusammenhang zwischen niedri-

geren Schuldenständen und umfangreichen aufsichtsrechtlichen Möglichkeiten, 
wie etwa einem Aufhebungsrecht der Aufsichtsbehörden für kommunale Be-
schlüsse. Dies ist wenig überraschend, da ein aufsichtsrechtlicher Schritt immer 
nur aufgrund eines Rechtsverstoßes erfolgen kann. Liegt ein solcher aufgrund lax 
ausgestalteter Haushaltsregeln nicht vor, nützt das umfassendste Aufsichtsinstru-
mentarium wenig.   
 
 

II. Disaggregierte kommunale Haushaltsergebnisse 
 
Die kommunale Finanzlage ist zwischen den Ländern und innerhalb aller Länder 

heterogen. Um dieser Heterogenität Rechnung zu tragen, weisen wir für die kom-
munalen Verschuldungsniveaus Schätzungen der Verteilungsfunktionen der Kom-
munen aus (Abbildung 2). Damit soll ein Eindruck über den Grad und die Schiefe 
der Heterogenität der Kommunen, insbesondere innerhalb der Länder, gewonnen 
werden. Wir betrachten aufgrund der Datenverfügbarkeit die kommunalen Finan-
zergebnisse auf der Ebene der Kreise (kreisangehörige Gemeinden zzgl. Kreis-
haushalte) sowie der kreisfreien Städte im Jahr 2015. Neben einer Verteilungs-
funktion der Kommunen im gesamten Bundesgebiet weisen wir die Verteilungen 
in den Ländern Baden-Württemberg und Nordrhein-Westfalen aus. Diese Länder 
haben wir aus drei Gründen als Anschauungsbeispiele ausgewählt. Erstens haben 
beide Länder gemeinsam, dass sie als Flächenländer eine hohe Anzahl von Kom-
munen aufweisen, die strukturell sehr unterschiedlich sind und von Kleinstgemein-
den bis zu Großstädten reichen. Während zweitens die Finanzausstattung der ba-
den-württembergischen Kommunen als allgemein gut angesehen wird, ist bei den 
Kommunen in Nordrhein-Westfalen oft von Problemfällen die Rede. Drittens ist 
Nordrhein-Westfalen das Land mit den am schwächsten ausgeprägten kommuna-
len Kontroll- und Aufsichtsmechanismen seitens des Landes (siehe voriger Ab-
schnitt), während Aufsicht und Regelrahmen in Baden-Württemberg als ver-
gleichsweise streng gelten. Dies gilt insbesondere dann, wenn man die 
Vorschriften der Gemeindeordnungen betrachtet, welche die kommunale Ver-
schuldung und im Besonderen die Kassenkredite betreffen. 
Das aggregierte Bild bestätigt sich, wenn man die Verteilung der kommunalen 

Verschuldung innerhalb der Länder betrachtet (Tabelle 4). Während bundesweit 
die meisten Landkreise eine Verschuldung der Kommunen von rund 1000 € pro 
Kopf ausweisen, liegt das Verschuldungsniveau für die Kommunen in Nordrhein-
Westfalen auf einem für die Masse der Kommunen etwa doppelt so hohen Niveau 



23 

und ist gleichzeitig deutlich breiter gestreut. Das Gegenbeispiel stellt Baden-Würt-

temberg dar. Hier liegt die Verschuldung pro Kopf für die Masse der Kommunen 
bei ca. 500 Euro, gleichzeitig gibt es kaum einen Landkreis, in dem die kommunale 
Pro-Kopf-Verschuldung deutlich über 1000 Euro liegt. Ein Großteil der Variation 
der Gesamtschuldenstände ist zudem bei disaggregierter Betrachtung über die 
Aufnahme von Kassenkrediten erklärbar. Bundesweit weisen die meisten Land-
kreise Kassenkredite ihrer Kommunen von unter 1500 Euro pro Kopf aus. 
Darüber hinaus bestätigt sich das Bild aus den kommunalen Aggregaten beim 
Blick auf die Verteilung innerhalb der Länder. So weist die Masse der nordrhein-
westfälischen Kommunen einen Kassenkreditbestand von 1500 Euro pro Einwoh-
ner aus. Der Maximalbetrag liegt bei 7500 Euro pro Einwohner. Bedenklich ist 
hier vor allem, dass die Dichte der Verteilung des Kassenkreditbestandes zwar mit 

steigendem Kassenkreditbestand abnimmt, jedoch gleichförmig verläuft. Die ho-
hen Kassenkreditbestände der Kommunen im Land sind also nicht auf wenige Ein-
zelfälle zurückzuführen, sondern vielmehr ein Massenphänomen unter den Ge-
meinden im Land. Währenddessen haben in Baden-Württemberg nur wenige 
Kommunen Kassenkredite von über 50 Euro pro Kopf aufgenommen, der Maxi-
malbetrag der Kassenkreditaufnahme auf der Ebene der Kreise und kreisfreien 
Städte liegt bei lediglich 115 Euro pro Kopf. Die haushalts- und genehmigungs-
rechtlichen Vorgaben der anderen Länder scheinen folglich die Kassenkreditauf-
nahme in Baden-Württemberg, ebenso wie in Bayern, Sachsen und Thüringen, 
wirksam zu begrenzen, während das Instrument in jenen Ländern ohne haushalts- 
und genehmigungsrechtliche Schranken intensiv genutzt wird. 
Der Einfluss der haushalts- und aufsichtsrechtlichen Regelungen auf die kommu-
nalen Finanzergebnisse zeigt, dass eine zusätzliche Übernahme von Verantwor-
tung für die kommunale Finanzlage durch den Bund ohne eine gleichzeitige, har-
monisierende Anpassung der durch die Länder gesetzten kommunalen Haushalts- 
und Aufsichtsregeln als Determinanten der kommunalen Finanzlage aus fi-
nanzwissenschaftlicher Perspektive problematisch sein dürfte, will man Haftung 
und Kontrolle im Bundesstaat zusammenhalten. Dies gilt insbesondere dann, wenn 
eine zusätzliche Finanzverantwortung des Bundes bestehenden Schieflagen in 
kommunalen Haushalten entgegenwirken soll.  
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Abbildung 2:  Kommunale Verschuldung 2015 (Gemeinden aggregiert auf 
Kreisebene) 
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Quelle: Regionalstatistik und eigene Berechnungen. 
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Tabelle 4:  Deskriptive Statistik der Kassenkreditbestände der Bundes-
länder 2015 (Gemeinden aggregiert auf Kreisebene) 

 Durchschnitt Minimum Maximum Standardab-
weichung 

Baden-Württemberg 16,57 0 114,92 26,63 
Bayern 17,10 0 227,56 42,22 
Brandenburg 518,34 3,99 2.239,01 849,32 
Hessen 1.171,21 18,10 3.248,91 824,83 
Mecklenburg-Vorpommern 475,01 70,07 1.503,43 507,40 
Niedersachsen 469,42 2,46 2.355,81 558,97 
Nordrhein-Westfalen 1.631,35 34,34 7.502,35 1.631,35 
Rheinland-Pfalz 1.809,05 3,49 7.900,31 1.906,13 
Saarland 1.787,92 1.045,12 3.340,14 824,98 
Sachsen 30,11 0 113,36 39,08 
Sachsen-Anhalt 517,58 118,23 1.357,70 405,56 
Schleswig-Holstein 312 39,86 961.84 325,09 
Thüringen 73,62 0 383,61 108,88 

Quelle: Regionalstatistik und eigene Berechnungen.  

 
 
 

F. Vertikalisierte Verantwortungsübernahme als einziger Weg? 
Die Hessenkasse als Beispiel dezentraler Antworten auf kommu-

nale Finanzprobleme 
 
Während die Neuordnung der föderalen Finanzbeziehungen den Weg hin zu einer 

größeren Beteiligung des Bundes an der Finanzausstattung der Kommunen weist, 
ist dies keineswegs die unausweichliche Möglichkeit, kommunalen Finanzproble-
men zu begegnen. Stattdessen sind, selbst in kommunal hochverschuldeten Län-
dern, dezentrale Lösungen ohne eine stärkere Übernahme von Finanzausstattungs-
pflichten durch den Bund möglich, um finanzielle Schieflagen der Kommunen zu 
beseitigen. Dies zeigt das Land Hessen mit der „Hessenkasse“ als kommunales 
Entschuldungs- und Investitionsprogramm.22 Neben Nordrhein-Westfalen, Rhein-
land-Pfalz und dem Saarland ist Hessen das vierte Bundesland, das über eine im 
Ländervergleich hochverschuldete kommunale Ebene verfügt, wobei dort ein 
Großteil des Anwachsens der Kommunalverschuldung durch die Aufnahme von 
Kassenkrediten erfolgte (Abbildung 1). Land und Kommunen gehen das kommu-
nale Verschuldungsproblem gemeinsam und ohne direkte Beteiligung des Bundes 

                                              
22  Für eine ausführliche Diskussion der „Hessenkasse“ siehe Dieter (2018).  
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an, indem in einem Annuitätendarlehen zum 1.1.2019 die Kassenkredite23 der hes-

sischen Kommunen in das Sondervermögen „Hessenkasse“ 24 überführt und von 
Land und Kommunen bis zum Jahr 2048 gemeinsam getilgt werden. Dabei tragen 
die kassenkreditverschuldeten Kommunen selbst ein Drittel der Tilgungslast, wäh-
rend die übrigen zwei Drittel vom Land, aus dem Landesausgleichsstock sowie der 
„5. Milliarde“ des Bundesteilhabegesetzes aufgewendet werden (Hessisches Mi-
nisterium der Finanzen 2018).25 Um eine neuerliche Akkumulation von Kassenk-
rediten nach dem einmaligen Schuldenschnitt durch das Land zu vermeiden, ging 
mit der „Hessenkasse“ eine deutliche Verschärfung der kommunalen Haushalts- 
und Aufsichtsregelungen für die hessischen Kommunen einher. 
Während die überschuldeten Kommunen in einer gemeinsamen Anstrengung von 
Land und Kommunen ihrer Schuldenlast aus Kassenkrediten entledigt werden, ge-

währt das Land flankierend zum Entschuldungsprogramm im Rahmen der „Hes-
senkasse“ jenen Kommunen, die trotz Struktur- und Finanzschwäche ohne Kas-
senkredite ausgekommen sind, ein Investitionsprogramm. Dies soll Fehlanreize 
vermeiden und jene Kommunen belohnen, die trotz Strukturschwäche solide ge-
wirtschaftet haben. Lediglich die Gruppe der finanzstärksten Kommunen, die ohne 
Kassenkredite ausgekommen sind, sind von jeglicher Begünstigung durch die 
„Hessenkasse“ ausgeschlossen. Wenngleich diese Dreiteilung der Kommunen 
nicht frei von Problemen ist (siehe dazu ausführlich Dieter 2018), zeigt Hessen, 
dass dezentrale Lösungen möglich sind, bei denen die Finanzverantwortung der 
kommunalen Ebene bei den Kommunen selbst und den verfassungsmäßig für sie 
verantwortlichen Ländern verbleibt.  
Auf das Gros der Länder, in denen nennenswerte kommunale Kassenkreditbe-
stände aufgelaufen sind, dürfte das Modell der „Hessenkasse“ übertragbar sein, 
insbesondere da die Tilgungslasten für die meisten Länder geringer ausfallen wür-
den als für die hochverschuldeten hessischen Kommunen, die auf Kassenkredite 
zurückgegriffen haben (Dieter 2018). Dass für die weiteren hochverschuldeten 

                                              
23  Dabei sind nicht alle Kassenkreditbestände als schuldschnittfähig anerkannt. Zu einer ausführli-

chen Diskussion hierzu siehe Dieter (2018) oder Hessischer Städtetag (2017). 
24  Der Hessische Landesrechnungshof bemängelt nicht zu Unrecht die formale Schuldenübernahme 

durch die Landesförderbank, durch die eine direkte Haushaltswirkung der Übernahme der Kas-
senkredite durch das Land vermieden wird. Andernfalls wäre die Einhaltung des gesetzlich vor-
gesehenen Abbaupfades der Nettonullverschuldung als Übergangsregelung zur Einführung der 
grundgesetzlichen Schuldenbremse formal kaum zu halten gewesen (Länderfinanzbericht 2018).   

25  Insbesondere die Aufwendung der Mittel der „Fünften Milliarde“ aus dem Bundesteilhabegesetz 
ist dabei jedoch nicht unproblematisch, da diese Mittel originär zur Kompensation zusätzlicher, 
durch Bundesgesetzgebung hervorgerufener kommunaler Sozialausgaben bereitgestellt werden. 
Zur Bedeutung durch Bundesgesetzgebung hervorgerufener kommunaler Finanzbelastungen und 
deren nur teilweise Abgeltung durch entsprechende vom Bund bereitgestellte Mittel siehe Jun-
kernheinrich et al. (2011).  
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Länder statt der Rufe nach dem Bund dezentrale Verfahren denkbar sind, um kom-

munale Finanzprobleme in den Griff zu bekommen, zeigt darüber hinaus Junkern-
heinrich et al. (2011) für das Beispiel Nordrhein-Westfalens. Voraussetzung ist 
hier jedoch eine strikte Einhaltung und ggf. Wiederherstellung des Konnexitäts-
prinzips bei vom Bund im Rahmen seiner Gesetzgebungskompetenz verursachten 
kommunalen Ausgaben (Junkernheinrich et al. 2011). 
 
 

G. Fazit  
 
Seit langem gibt es, vor allem von Ländern und Kommunen selbst, Rufe nach einer 
größeren Rolle des Bundes bei der Bereitstellung einer angemessenen Finanzaus-
stattung für die kommunale Ebene. Als Begründung wird dabei meist die teilweise 
angespannte Finanzlage von Kommunen in einzelnen Ländern angeführt. Mit der 
Neuordnung der Finanzbeziehungen zwischen Bund und Ländern gibt der Bund 
nun diesen Rufen nach und ebnet den Weg für einen künftig weitaus größeren An-
teil an der Finanzausstattung der Kommunen als bislang. Bisher war eine Beteili-
gung des Bundes an der Finanzausstattung der Kommunen auf jene Bereiche be-
schränkt, in denen er über Gesetzgebungskompetenz verfügt. Mit diesem 
Grundsatz wird durch den neuen Artikel 104c des Grundgesetzes gebrochen. Dass 
dabei die zunächst ausschließlich vorgesehene Beteiligung des Bundes an der Fi-
nanzierung kommunaler Bildungsinfrastruktur nicht das Ende der Fahnenstange 
sein dürfte, zeigt der Koalitionsvertrag der Großen Koalition, in dem Prüfungsauf-
träge für eine Beteiligung des Bundes bei der Beseitigung kommunaler Altschul-
den- und Kassenkreditprobleme enthalten sind. Übernimmt die föderale Gemein-
schaft damit spätestens vom Jahr 2020 an einen größeren, und möglicherweise 
weiter ansteigenden, Anteil an der Finanzausstattung der Kommunen, rückt sie 
stärker in das Spannungsverhältnis von (kommunal) autonomer Entscheidung und 
gebietskörperschaftlicher Finanzverantwortung, das bislang im kommunalen Kon-
text lediglich zwischen Kommunen und Ländern besteht.  
Während alle Länder den Versuch unternehmen, das Spannungsverhältnis aus 
(weit gefasster) kommunaler Finanzautonomie und einer (ebenfalls weit gefassten) 
Finanzausstattungspflicht der Länder für die Kommunen durch Restriktionen 
kommunalen Handelns in den Gemeindeordnungen abzumildern, zeigt der vorlie-

gende Beitrag, dass trotz einer Vergleichbarkeit der haushalts- und aufsichtsrecht-
lichen Regelungen deren Ausgestaltung zwischen den Ländern stark variiert. Wäh-
rend Baden-Württemberg, Bayern und Sachsen die striktesten Regeln vorsehen, 
weisen Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz und das Saarland die laxesten haus-
halts- und aufsichtsrechtlichen Regelungen aller Bundesländer auf und gewähren 
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den Kommunen weitgehende Spielräume zur Verschuldung und Risikoüber-

nahme. Die Ausgestaltung der Haushalts- und Aufsichtsregeln der Gemeindeord-
nungen hat dabei nennenswerten Einfluss auf das tatsächliche kommunale Finanz-
verhalten. Dies wird insbesondere deutlich, wenn man die regional unterschiedli-
che Akkumulation kommunaler Kassenkredite betrachtet: Auf die Kommunen in 
jenen Ländern, die keine oder nur laxe Beschränkungen der Kassenkreditaufnahme 
in ihren Gemeindeordnungen festgeschrieben haben, entfallen knapp 80% des bun-
desweiten Kassenkreditbestandes, während in denjenigen Ländern, deren Gemein-
deordnungen Kassenkreditaufnahmen strikt begrenzen, das Instrument kaum bis 
überhaupt nicht genutzt wird.  
Die bisherige, den Ländern obliegende und damit dezentrale, grundsätzliche Fi-
nanzausstattungspflicht gegenüber den Kommunen lassen die von den jeweiligen 

Landesgesetzgebern dezentral gesetzten und zwischen den Ländern divergieren-
den Regelungen der Gemeindeordnungen zu einer im Bundesstaat adäquaten Ant-
wort auf das lediglich zwischen Ländern und Kommunen aufkommende Span-
nungsverhältnis aus (kommunaler) Handlungsautonomie auf der einen und der 
Finanzausstattungspflicht der Länder gegenüber ihren Kommunen auf der anderen 
Seite werden. Die Unterschiede in den Gemeindeordnungen der Länder und deren 
direkter Einfluss auf die kommunale Finanzlage werfen jedoch die Frage auf, in-
wieweit einer größeren Rolle des Bundes bei der Finanzausstattung der kommu-
nalen Ebene und damit einer Einbeziehung der föderalen Gemeinschaft in das ge-
nannte Spannungsverhältnis ein stärkerer Einfluss des Bundes bei der Setzung der 
kommunalen haushaltsrechtlichen Regelungen folgen muss. Dies gilt insbeson-
dere angesichts der im Koalitionsvertrag formulierten Prüfaufträge, sollte sich der 
Bund an kommunalen Altschulden- und Kassenkreditlasten beteiligen. Aufgrund 
der zunehmenden Rolle kommunaler Beteiligungsstrukturen als Risikotreiber ist 
davon neben den Haushaltsregeln deren regulatorischer Rahmen betroffen. Dem 
Grundsatz des Zusammenfallens von Haftung und Kontrolle zwischen den staatli-
chen Ebenen folgend, scheint bei einer stärkeren Verantwortungsübernahme des 
Bundes für die kommunale Finanzausstattung der Schritt hin zu einer stärkeren 
Harmonisierung der für die Kommunen geltenden und die kommunale Finanzlage 
beeinflussenden haushaltsrechtlichen Regelungen nur schwer zu vermeiden. Die 
Reform der Finanzbeziehungen zwischen Bund und Ländern ebnet hier den Weg 
zum unitaristischen Staatsaufbau.  

Dass dagegen die Übernahme eines größeren Anteils des Bundes an der kommu-
nalen Finanzausstattung bis hin zu  einer Beteiligung des Bundes an der Behebung 
von Altschulden- und Kassenkreditproblemen keineswegs die ausschließlichen 
Möglichkeiten sind, um kommunalen Finanzproblemen zu begegnen, zeigen Land 
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und Kommunen in Hessen mit der von Landes- und kommunaler Ebene gemein-

sam getragenen „Hessenkasse“ als kommunalem Entschuldungs- und Investitions-
programm. Verbleibt, wie es Hessen zeigt, kommunale Finanzverantwortung auf 
der im deutschen Bundesstaat dafür vorgesehenen Ebene der Länder inklusive ih-
rer Kommunen, ist weiterhin eine dezentrale, landesrechtliche und damit über die 
Länder hinweg divergierende Setzung der kommunalen Haushalts- und Aufsichts-
regeln vertretbar und im Sinne eines nicht nur formalen, sondern auch tatsächli-
chen föderalen Staatsaufbaus einer weiteren schleichenden Zentralisierung vorzu-
ziehen. Voraussetzung dafür sind jedoch selbstbewusste Länder, die der 
Popitz´schen „Anziehungskraft des größten Etats“ widerstehen und die ihnen zu-
kommende Finanzverantwortung im Bundesstaat gemeinsam mit ihren Kommu-
nen selbst wahrnehmen.  
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